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und Minibusse Katalysatoren vorge­

schrieben sind. Überlegungen sollen 

auch hinsichtlich der Einführung von 

gasbetriebenen Kfz bestehen, insbe­

sondere für den öffentlichen Personen­

transport. (NfA, 15.7.97)

Beijing spielt bei der Durchset­

zung neuer Emissionsbestimmungen 

für Fahrzeuge eine Vorreiterrolle. Seit 

dem 1.4.98 werden dort Fahrzeuge mit 

Strafen belegt, die den Höchstwert 

bei Auspuffgasen überschreiten. Den 

Fahrzeughaltern wird dann der Ein­

bau von Katalysatoren vorgeschrie­

ben. Geplant ist außerdem, daß die 

im Inland produzierten Fahrzeuge ab 

dem Jahr 2000 serienmäßig mit Ka­

talysatoren ausgestattet sind. (NfA,

7.7.98) -schü-

SVR Hongkong

24 Jiang Zemin findet Zustim­

mung in der Hongkonger Be­

völkerung

Umfragen einer Forschergruppe an der 

University of Hong Kong zufolge hat 

sich die öffentliche Zustimmung zur 

Amtsführung des chinesischen Staats­

präsidenten Jiang Zemin Ende Juni 

auf eine Quote von 66,7% erhöht. En­

de Mai 1998 hatte die Zustimmung 

noch bei 62,4% gelegen. Im Juli 1995, 

als erstmals Umfragedaten zur Ein­

schätzung Jiangs in Hongkong erho­

ben wurden, hatte dieser nur einen 

Wert von 48% erreicht.

Der deutliche Popularitätszuwachs 

Jiangs dürfte mit seiner aufgeschlos­

senen Haltung während des chine­

sisch- amerikanischen Gipfeltreffens 

sowie mit seinem volksnahen Auftre­

ten beim jüngsten Hongkong-Besuch 

anläßlich des ersten Jahrestages des 

Souveränitätswechsels in Verbindung 

stehen.

Jiang ist den Umfragedaten zufol­

ge der drittpopulärste Politiker der 

VR China in Hongkong - nach Mi­

nisterpräsident Zhu Rongji (71% Zu­

stimmung) und dem 1989 abgesetz­

ten ehemaligen KP - Generalsekretär 

Zhao Ziyang (67%). Der Regierungs­

chef der SVR Hongkong, Tung Chee- 

hwa, kam Ende Juni nur auf eine Zu­

stimmung von 55,5% unter den Be­

fragten. (SCMP, 4.7.1998) -hei-

25 Proteste gegen die Behand­

lung der in Indonesien le­

benden Auslandschinesen

Mehr als 2.000 Demonstranten haben 

an drei aufeinanderfolgenden Tagen 

(24.-26. Juli) vor dem indonesischen 

Generalkonsulat gegen die gewaltsa­

men Übergriffe protestiert, denen in 

Indonesien lebende Chinesen in die­

sem Jahr ausgesetzt waren. Sie forder­

ten von der indonesischen Regierung 

eine Beendigung der Gewaltakte und 

eine strenge Bestrafung der Täter. Der 

indonesische Generalkonsul nahm ei­

ne Petition entgegen, in der scharfe 

Kritik am mangelnden Schutz der chi­

nesischen Minderheit durch die indo­

nesische Regierung geübt wurde. Die 

Hongkonger Regierung wurde aufge­

fordert, das Aufenthaltsrecht für aus 

Indonesien geflohene Auslandschine­

sen über den üblichen Zeitraum (14 

Tage) hinaus zu verlängern.

In Indonesien war es im Mai während 

schwerer innerer Unruhen zu Miß­

handlungen, Vergewaltigungen und 

Morden an Mitgliedern der chinesi­

schen Minderheit gekommen. Zahllose 

Geschäfte und Wohnhäuser ethnischer 

Chinesen wurden geplündert und zer­

stört.

Die Hongkonger Demonstrationen wa­

ren von der Demokratischen Allianz 

für ein Besseres Hongkong (DAB, ei­

ner Beijing-freundlichen Partei) und 

vom Hauptverband der Hongkonger 

Überseechinesen organisiert worden. 

Auch die Beijing-kritische Demokrati­

sche Partei hielt eine Mahnwache aus 

Anlaß der ethnischen Ausschreitungen 

in Indonesien ab. (SCMP, 27.7.1998) 

-hei-

26 Antrag auf beschleunigte 

Demokratisierung scheitert 

in der Legislative

Im Juli kam es in der Legislativ Ver­

sammlung zu Abstimmungsniederla­

gen für die regierungskritischen Par­

teien, die aus der Wahl im Mai zwar 

mit den meisten Stimmen hervorge­

gangen waren, aufgrund des verzerr­

ten Wahlrechts aber nur eine Minder­

heit der Sitze in der Legislative er­

ringen konnten (siehe ausführlich C.a. 

1998/5):

• Als neue Präsidentin der Legis­

lative wurde mit 36 von 24 Stim­

men Rita Fan gewählt, die be­

reits der politisch umstrittenen

Provisorischen Legislative nach 

dem 1. Juli 1997 vorgestanden 

hatte. Frau Fan wurde bei ih­

rer Wahl von der Liberalen Par­

tei und der Demokratischen Al­

lianz für ein Besseres Hongkong 

(DAB) unterstützt. Ihr Gegen­

kandidat, Andrew Wong, hat­

te als Präsident des 1995 ge­

wählten Legislativrats fungiert, 

der mit dem Souveränitätswech­

sel aufgelöst worden war. Wong 

wurde von den Demokratischen 

Parteien und anderen Beijing- 

kritischen Kräften unterstützt. 

(RTHK Radio 3, Hongkong, 

nach SWB, 3.7.1998)

• Ein aus der Demokratischen 

Partei hervorgegangener An­

trag, der allgemeine direkte 

Wahlen der Legislative im Jah­

re 2000 und des Regierungs­

chefs im Jahre 2002 vorsah, wur­

de in getrennten Abstimmun­

gen, wie sie das Basic Law vor­

sieht, abgelehnt: Unter den 30 

Mitgliedern der Legislative, die 

in geographischen Wahlkreisen 

(20) bzw. von einem Wahlaus­

schuß (10) gewählt worden wa­

ren, stimmten 15 für den An­

trag, 14 dagegen, Rita Fan ent­

hielt sich der Stimme. Damit 

verfehlte der Antrag die Mehr­

heit der anwesenden Mitglie­

der und wurde abgelehnt. Unter 

den 30 Mitgliedern der Legisla­

tive, die von Wahlkollegien be­

stimmt worden waren, stimmten 

nur fünf für den Antrag, 20 da­

gegen, fünf weitere waren nicht 

anwesend. (AWSJ und SCMP, 

16.7.1998) Eine von Beijing kon­

trollierte Hongkonger Zeitung 

warf der Demokratischen Partei 

vor, mit dem Antrag auf eine 

vorgeblich zu beschleunigende 

Demokratisierung in Wahrheit 

die Aushebelung der im Basic 

Law festgelegten Verfassungs­

und Wahlordnung zu betreiben. 

(Ta Kung Pao, 16.7.1998, nach 

SWB, 18.7.1998)

• Auch ein Antrag, in dem ei­

ne verstärkte Unterstützung der 

Regierung für die wachsende 

Zahl der Arbeitslosen gefordert 

wurde, scheiterte an der fehlen­

den Mehrheit unter den 30 Mit­

gliedern der Legislative, die von 

Wahlkollegien bestimmt worden 

waren. Bemerkenswert ist, daß 

die DAB in dieser Abstimmung
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mit der Demokratischen Par­

tei stimmte. In sozialpolitischen 

Fragen sind die Fronten in der 

neu gewählten Legislative al­

so keineswegs verhärtet. (SCMP, 

9.7.1998)

Diese Abstimmungen bildeten Test­

fälle für die Mehrheitsverhältnisse in 

der Legislative und für das Verhält­

nis zur SVR-Regierung: Die im Ba­

sic Law festgelegten Abstimmungs­

verfahren verhindern - ganz im Sin­

ne Beijings -, daß regierungskritische 

Gruppierungen, die vornehmlich aus 

Wahlen in den geographischen Wahl­

kreisen hervorgegangen sind, mit ih­

ren Anträgen und Resolutionen eine 

Mehrheit in der Legislative finden kön­

nen. -hei-

Macau

27 Immer noch keine Einigung 

zwischen Beijing und Lis­

sabon in den bestehenden 

wichtigen Fragen über die 

Übergabe von Macau

Vom 30. Juni bis 2. Juli hielt die 

Sino-Portugiesische Gemeinsame Liai­

songruppe für die Rückgabe Macaus 

(am 20. Dezember 1999) an China 

ihre 30. Plenarsitzung in Macau ab. 

Im von beiden Seiten veröffentlich­

ten Pressekommunique heißt es, daß 

die Atmosphäre der dreitägigen Sit­

zung „freundlich und kooperativ“ ge­

wesen sei. Drei Resümees von Überein­

kommen wurden unterzeichnet. Dabei 

handelt es sich um die Errichtung ei­

ner portugiesischen Schule in Macau, 

um die Form von Dokumenten für die 

Auslieferung von verurteilten Verbre­

chern und um eine Schiedsregelung für 

auswärtige Geschäfte.

Doch in den wichtigen und kompli­

zierten Fragen über „Lokalisierung/ 

(d.h. Entkolonialisierung) der führen­

den Beamtenschaft, „Lokalisierung/ 

und Übersetzung der Gesetze aus 

dem Portugiesischen ins Chinesische 

und Verwendung des Chinesischen als 

Amtssprache vor der Rückgabe der 

portugiesischen Enklave ist nur von 

einer Vereinbarung über die Fortset­

zung der Verhandlungen die Rede. 

Darüber hinaus haben beide Seiten 

ebenfalls keinen Fortschritt hinsicht­

lich der Übergabe von Archiven und 

der Lösung der Nationalitätsfrage er­

zielt. Wörtlich heißt es, daß man über­

eingekommen sei, die Konsultationen 

darüber zu verstärken.

Zur Diskussion haben beide Seiten 

noch einige neue Themen auf die Ta­

gesordnung der Gemeinsamen Liai­

songruppe gesetzt, wie z.B. die Zere­

monie des Souveränitätswechsels, den 

künftigen Status der portugiesischen 

Sprache, Chinas Beteiligung an der 

Ausarbeitung des Budgets von Ma­

cau für die Jahre 1990-2000, die präzi­

se Formulierung des Aufenthaltsrechts 

für die Einwohner Macaus nach der 

Wende, die Reform des Justizsystems 

sowie die Ausgabe von neuen Brief­

marken (also Abschaffung der kolo­

nialen Symbole Portugals) noch vor 

der Wende. Die portugiesische Sei­

te besteht auf der Beibehaltung des 

Portugiesischen neben dem Chinesi­

schen als Amtssprache in Macau nach 

1999. Hingegen betrachten dies die 

Chinesen als ihre innere Angelegen­

heit und wollen außer den Regelungen 

in der Sino-Portugiesischen Gemeinsa­

men Erklärung von 1987 über die Zu­

kunft Macaus und dem im vom chine­

sischen Nationalen Volkskongreß (Par­

lament) 1993 verabschiedeten Grund­

gesetz für Macau als Sonderverwal­

tungsregion Chinas nach dem Sou­

veränitätswechsel keine neuen Ver­

pflichtungen eingehen. In den bei­

den genannten Dokumenten heißt es 

lediglich, daß neben dem Chinesi­

schen auch das Portugiesische in den 

Regierungs-, Gesetzgebungs- und Ju­

stizorganen offiziell benutzt werden 

dürfe bzw. könne.

Das am 5. Mai d.J. gegründete chi­

nesische Vorbereitungskomitee für die 

Rücknahme von Macau mahnte im 

Pressekommunique anläßlich seiner 2. 

Plenarsitzung vom 10. bis 12. Juli in 

Beijing die Portugiesen, die folgenden 

Schritte zu beschleunigen: Einstellung 

Einheimischer im öffentlichen Dienst, 

gemeinsamen Entwurf des Haushalts 

von Macau für das Jahr 2000, Ver­

besserung der sozialen Sicherheit, Re­

gelungen zur Verwendung von Brief­

marken in der letzten Phase vor dem 

Souveränitätswechsel sowie Neufestle­

gung der gesetzlichen Feiertage zwi­

schen dem 20. und 31. Dezember 1999 

angesichts des heranrückenden Souve- 

ränitäts Wechsels.

Wenig Schwierigkeiten sehen beide 

Seiten in der Frage über die Fortset­

zung von Anwendungen der betreffen­

den internationalen Konventionen auf

Macau. Die Gemeinsame Liaisongrup­

pe wies in ihrem o.g. Pressekommu­

nique darauf hin, daß die Fortdau­

er von 40 Verträgen nach dem Sou­

veränitätswechsel bereits geklärt wor­

den sei. Eingeschlossen seien dabei 

die Bereiche Grundrecht, Arbeit, in­

ternationale private Rechte, Luftfahrt, 

Kultur, Tourismus, Gesundheit, Schif­

fahrt, Zoll, Bankenwesen sowie Wis­

senschaft und Technologie. (XNA, 3. 

und 13.7.98; SWB, 7. und 10.7.98) - 

ni-

28 Konzertierte Aktion der Po­

lizei von Guangdong, Hong­

kong und Macau gegen die 

Triaden

Nach Meldungen der chinesischspra­

chigen Tageszeitung Hongkongs Ping 

Kuo Jih Pao (Pinguo Ribao) vom 

26. Juli (nach SWB, 31. Juli und 

1. August) haben die Polizeikräfte 

der chinesischen Provinz Guangdong, 

der Sonderverwaltungsregion Hong­

kong und der portugiesischen Enkla­

ve Macau eine konzertierte Aktion, 

„S-Plan“ genannt, gegen die Triaden- 

Unterweltorganisationen Macaus un­

ternommen. Wie in C.a. (1997/10, 

Ü 30, 1998/3, Ü 41 und 1998/5, Ü 29) 

berichtet, brachen unter verschiede­

nen Banden 1996 und 1997 blutige 

Kämpfe aus (bereits rund 20 Todesop­

fer), um Einfluß auf die lukrativen 

Spielkasinogeschäfte zu gewinnen. Es 

wurden auch mehrere Sicherheitsbe­

amte erschossen, nachdem die Poli­

zei zur Wiederherstellung der Ord­

nung intensiv eingegriffen hatte. Am

I. Mai explodierte der Wagen des Po­

lizeichefs Antonio Marques Baptista 

durch eine Bombe. Kurz darauf wur­

de der Boss der Triade 14K, Wan 

Kuok-koi (43), mit dem berüchtigten 

Spitznamen „Bruchzahn-Pferd“ (Ben- 

gyaju) verhaftet. In der Nacht zum 8. 

Mai, nachdem Anklage gegen Wan vor 

Gericht erhoben worden war, ereig­

neten sich 24 Bombenexplosionsfälle. 

Am darauffolgenden Tag wurden zwei 

Brandbomben vor das Hauptquartier 

der Sonderpolizeitruppe geworfen. Am

II. und 14. Mai wurden noch weitere 

Explosionen gemeldet.

In den letzten zwei Monaten gab es 

den o.g. Meldungen der Ping Kuo 

Jih Pao vom 26. Juli zufolge außer­

dem zehn Entführungsfälle in Macau. 

Unter den Gekidnappten waren auch 

zwei Politiker (Namen nicht erwähnt) 

- beide sind Abgeordnete im Legis-




